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S C H L U S S A N T R Ä G E D E S G E N E R A L A N W A L T S 

M A R C O D A R M O N 

vom 14. Juni 1988 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Für die Agrarabschöpfungen bestimmte 
Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
120/67/EWG des Rates vom 13. Juni 1967 1 
über die gemeinsame Marktorganisation für 
Getreide: „Die zu erhebende Abschöpfung 
ist die Abschöpfung, die am Tage der Ein­
fuhr gilt." 

2. Mit Ihrem Urteil Frecassetti vom 15. Juni 
1976 haben Sie diese Bestimmung dahin ge­
hend ausgelegt, daß der „Tag der Einfuhr" 
der Tag sei, an dem „die Einfuhrerklärung 
für die Ware von der Zollstelle angenom­
men wird". 2 

3. Diese Auslegung erklärte eine ständige 
Praxis der italienischen Behörden für fehler­
haft, die wie bei Zöllen den günstigsten Ab­
schöpfungssatz zur Anwendung brachten, 
solange die Ware dem Importeur nicht zur 
Verfügung gestellt war, falls dieser einen 
entsprechenden Antrag stellte. Da mit Ihrem 
Urteil sichtbar geworden war, daß diese Er­
hebungspraxis bei den Agrarabschöpfungen 
dem Gemeinschaftsrecht nicht genügte, er­
griffen die italienischen Behörden Maßnah­
men zur Erhebung zusätzlicher Beträge für 
vergangene Einfuhren. 

4. In Rechtsstreitigkeiten über solche Maß­
nahmen hat das Tribunale civile e penale 
Venedig Ihnen mit Beschluß vom 19. März 
1987 Fragen zur Vorabentscheidung vorge­
legt, mit denen im wesentlichen gefragt 
wird, ob nach dem Gemeinschaftsrecht ein 
Grundsatz des Vertrauensschutzes der Er­
hebung zusätzlicher Beträge über vor einer 
Vorabentscheidung erhobene Abschöpfun­
gen hinaus entgegensteht, wenn die betrof­
fenen Wirtschaftsteilnehmer angesichts der 
dann durch Ihr Urteil für fehlerhaft erklär­
ten Praxis der nationalen Verwaltungsbe­
hörden guten Glaubens angenommen hat­
ten, sie hätten Anspruch auf eine Berech­
nung nach dem günstigsten Satz. 

5. Diese Fragen stellen in Wahrheit die 
zeitlich letzte Episode einer langen gerichtli­
chen und juristischen Schlacht dar, in deren 
Verlauf die italienischen Getreideimpor­
teure, die in den Genuß des günstigsten Sat­
zes gekommen waren, versuchen, die Erhe­
bung zusätzlicher Beträge, die das Urteil 
Frecassetti zu rechtfertigen scheint, zum 
Scheitern zu bringen. Um klar beurteilen zu 
können, was bei der von Ihnen zu treffen­
den Entscheidung auf dem Spiel steht, 
scheint es mir wichtig, die Etappen der 
rechtlichen Diskussion nachzuzeichnen, die 
seit nunmehr zehn Jahren mittels einer 
Reihe von Vorabentscheidungsersuchen vor 
Ihnen geführt wird. 

6. Ein erstes Argument gegen eine Nacher­
hebungsklage ging dahin, daß die im Urteil 
Frecassetti entwickelte Auslegung nur für 
die Zukunft, d. h. für Einfuhren nach der 
Veröffentlichung des Urteils, Geltung bean­
spruchen könne und infolgedessen die Ord-

* Aus dem Französischen übersetzt. 
1 — ABI. 117 vom 19. 6. 1967, S. 2269. 
2 — Rechtssache 113/75, Slg. 1976, 983, Randnr. 7. 
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nungsmäßigkeit von Abschöpfungen auf da­
vor liegende Einfuhren nicht in Frage stelle. 

7. Eine solche Analyse des zeitlichen Gel­
tungsbereichs Ihrer Vorabentscheidungen 
haben Sie im Urteil Salumi vom 27. März 
1980 (Salumi I) mit folgenden Worten aus­
geschlossen: 

„Durch die Auslegung einer Vorschrift des 
Gemeinschaftsrechts [durch den] Gerichts­
hof ... wird erläutert und erforderlichenfalls 
verdeutlicht, in welchem Sinn und mit wel­
cher Tragweite diese Vorschrift seit ihrem 
Inkrafttreten zu verstehen und anzuwenden 
ist oder gewesen wäre. 

Daraus folgt, daß die Gerichte die Vor­
schrift in dieser Auslegung auf Rechtsver­
hältnisse, die vor Erlaß des auf das Ersu­
chen um Auslegung ergangenen Urteils ent­
standen sind, anwenden können und müs­
sen..." 3. 

Diese Stellungnahme des Gerichtshofes gab, 
wie man sieht, dem streitigen Anspruch auf 
Nacherhebung die gemeinschaftsrechtliche 
Grundlage, die die Argumentation der be­
troffenen Wirtschaftsteilnehmer hatte in Ab­
rede stellen wollen. 

8. Im selben Urteil hatten Sie zu entschei­
den, unter welchen Voraussetzungen das in­
nerstaatliche Recht die Auswirkungen einer 
im Rahmen des Artikels 177 ausgelegten ge­
meinschaftsrechtlichen Vorschrift, wie Sie 
sie soeben beschrieben hatten, gestalten 
oder einschränken konnte. 

9. Sie hatten nämlich eine Frage zu beant­
worten, die im italienischen Recht durch 
den Erlaß eines Dekrets des Präsidenten der 

Republik vom 22. September 1978 entstan­
den war, mit dem insbesondere für die 
Agrarabschöpfungen die Anwendung des 
günstigsten Satzes ausgeschlossen, zugleich 
aber festgelegt worden war, daß diese Be­
stimmung am 11. September 1976, dem Tag 
der Veröffentlichung des Urteils Frecassetti 
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf­
ten, in Kraft treten sollte. Diese Maßnahme, 
die offensichtlich dazu bestimmt war, den 
Folgen Ihrer abzusehenden Stellungnahme 
zur Wirkung von Vorabentscheidungen 
über die Auslegung von vornherein zu be­
gegnen, folgte für den Bereich des inner­
staatlichen Rechts der Auslegung der ge­
meinschaftsrechtlichen Regelung durch das 
Urteil Frecassetti, jedoch erst mit Wirkung 
von der Veröffentlichung dieses Urteils an, 
und stellte damit frühere, in Anwendung des 
günstigsten Satzes berechnete Erhebungen 
nicht in Frage. 

10. Zu diesem Punkt haben Sie entschie­
den: 

„Eine einzelstaatliche Sonderregelung der 
Erhebung von Gemeinschaftsabgaben und 
-gebühren, durch die die Befugnisse, die der 
einzelstaatlichen Verwaltung zur Sicherstel­
lung der Erhebung dieser Abgaben einge­
räumt sind, im Vergleich zu ihren Befugnis­
sen bei der Erhebung gleichartiger einzel­
staatlicher Abgaben oder Gebühren einge­
schränkt würden, wäre mit dem Gemein­
schaftsrecht nicht vereinbar" 4. 

11. Diese Auslegung mußte die italienischen 
Gerichte veranlassen, bei Rechtsstreitigkei­
ten über Nacherhebungen von Agrarab­
schöpfungen das genannte Dekret des Präsi­
denten vom 22. September 1978 unbeachtet 
zu lassen, da es die Befugnisse der Verwal­
tungsbehörden zur Nacherhebung lediglich 

3 — Verbundene Rechtssachen 66, 127 und 128/79, Slg. 1980, 
1237, Randnr. 9. 

4 — Verbundene Rechtssachen 66, 127 und 128/79, a. a. O., 
Randnr. 21. 
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bei den gemeinschaftsrechtlichen Agrarab-
schöpfungen einschränkte. 

12. Da sie sich auf eine Beschränkung der 
Auswirkungen des Urteils Frecassetti entwe­
der aufgrund seines Inhaltes selbst oder auf­
grund einer nationalen Vorschrift nicht be­
rufen konnten, versuchten die betroffenen 
Wirtschaftsteilnehmer, die Bestimmungen 
der Verordnung Nr. 1697/79 des Rates vom 
24. Juli 1979 betreffend die Nacherhebung 
von noch nicht vom Abgabenschuldner an­
geforderten Eingangs- oder Ausfuhrabgaben 
für Waren, die zu einem Zollverfahren an­
gemeldet worden sind, das die Verpflich­
tung zur Zahlung derartiger Abgaben mit 
sich bringt, als Stütze heranzuziehen 5. 

13. Ziel dieser Verordnung war es, die in 
dem Urteil Salumi I dargestellte Rechtslage, 
nach der es Sache des nationalen Gesetzge­
bers war, die materiellen und formellen Re­
geln für die Nacherhebung von Agrarab-
schöpfungen festzulegen, durch eine neue 
Rechtslage zu ersetzen, nach der eine Reihe 
dieser Regeln auf Gemeinschaftsebene — 
übigens in einem weiteren Rahmen als dem 
der Abschöpfungen — festgelegt wurde. Für 
die uns hier interessierenden Fragen genügt 
der Hinweis, daß diese Verordnung für be­
stimmte Fälle die Befugnis zur Nacherhe­
bung von Eingangs- oder Ausfuhrabgaben 
einschränkt. So ist eine Nacherhebung nach 
Ablauf einer Frist von drei Jahren und für 
den Fall, daß bei der ursprünglichen Festset­
zung von Auskünften ausgegangen wurde, 
die von den zuständigen Behörden selber 
erteilt wurden und diese Behörden binden, 
nicht mehr möglich. Im übrigen können die 
zuständigen Behörden von einer Nacherhe­
bung absehen, wennn die ursprüngliche Er­
hebung auf einen Irrtum ihrerseits zurück­
zuführen ist, der vom Abgabenschuldner 
nicht erkannt werden konnte, und wenn 
dieser gutgläubig gehandelt hat. 

14. In Anbetracht der Umstände, unter de­
nen in Italien zu niedrige Abschöpfungen 
erhoben worden waren, hatten die Wirt­
schaftsteilnehmer ein offensichtliches Inter­
esse daran, sich auf die von mir eben zu­
sammengefaßten gemeinschaftsrechtlichen 
Vorschriften berufen zu können. 

15. Auf das Vorabentscheidungsersuchen 
des italienischen Kassationshofes sollte der 
Gerichtshof mit seinem Urteil Salumi vom 
12. November 1981 6 (Salumi II) diese 
Möglichkeit unter Heranziehung ständiger 
Grundsätze seiner Rechtsprechung zum 
zeitlichen Anwendungsbereich von Gemein­
schaftsrechtsakten zunichte machen. Ange­
sichts fehlender Übergangsbestimmungen in 
der Verordnung selbst führten „allgemein 
anerkannte Auslegungsgrundsätze" 7 Sie zu 
der Feststellung, daß 

„den Bestimmungen der Verordnung keine 
Rückwirkung beigelegt werden (kann), es 
sei denn, hinreichend klare Anhaltspunkte 
sprächen für eine solche Annahme". 

Weiter heißt es dort: 

„Es ist jedoch festzustellen, daß sich weder 
aus dem Wortlaut noch aus dem Aufbau der 
Verordnung ein Argument für eine Rück­
wirkung ergibt; beide führen im Gegenteil 
zu der Annahme, daß die Verordnung nur 
für die Zukunft gilt" 8. 

5 — ABl. L 197 vom 3. 8. 1979, S. 1. 

6 — Verbundene Rechtssachen 212 bis 217/80, Slg. 1981, 2735. 
7 — Randnr. 8. 
8 — Randnr. 12. 
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Sie haben daher geantwortet, daß die Ver­
ordnung 

„... auf vor dem 1. Juli 1980 vergenommene 
Eingangs- oder Ausfuhrabgabenfestsetzun­
gen nicht anwendbar (ist)"9 

16. Da die gemeinschaftsrechtliche Rege­
lung über die Nacherhebung keine Rück­
wirkung aufwies und daher die Erhebungen 
vor dem Urteil Frecassetti nicht erfassen 
konnte, blieben diese der im Urteil Salumi I 
dargestellten rechtlichen Regelung, d. h. 
den formellen und materiellen Vorschriften 
der nationalen Rechtsordnung, unterstellt. 
Angesichts dieser Lage machten die betrof­
fenen Wirtschaftsteilnehmer vor dem Tri­
bunale Venedig geltend, das innerstaatliche 
Recht sei nur unter dem Vorbehalt der Be­
achtung eines „Grundsatzes der Rechtssi­
cherheit und des Vertrauensschutzes" 10, der 
im Gemeinschaftsrecht verankert und über 
die besonderen Bestimmungen der Verord­
nung 1697/79/EWG hinaus von allgemeiner 
Tragweite sei, anzuwenden, und dieser 
Grundsatz stehe den streitigen Nacherhe­
bungen entgegen. Um die Richtigkeit dieser 
Auffassung prüfen zu können, hat das Tri­
bunal Ihnen zwei Fragen zur Vorabent­
scheidung vorgelegt. 

17. Es muß hervorgehoben werden, daß 
Grundsätze, die Klagen wegen Nacherhe­
bung von Agrarabschöpfungen verhindern 
sollen, deshalb auf der Ebene des Gemein­
schaftsrechts gesucht werden, weil das ita­
lienische Recht selbst solche Grundsätze 
praktisch nicht zur Anwendung bringt. Der 
einzige Schutz, den es Wirtschaftsteilneh­
mern bei Erhebung einer unzureichenden 
Agrarabschöpfung gewährt, ist eine Verjäh­
rungsfrist von fünf Jahren. Während dieser 

Frist wird der gute Glaube eines Wirt­
schaftsteilnehmers nicht besonders ge­
schützt. Gewiß, das Dekret des Präsidenten 
der Republik vom 22. September 1978 
stellte einen Versuch dar, die Interessen der 
Wirtschaftsteilnehmer zu schützen, die vor 
dem Urteil Frecassetti zu unzureichenden 
Abgaben herangezogen worden waren; die­
ser Versuch genügte aber, wie wir gesehen 
haben, den Anforderungen des Gemein­
schaftsrechts nicht und ist daher gescheitert. 

18. Die Fragen des vorlegenden Gerichts 
haben daher im wesentlichen folgende Be­
deutung: Steht das Gemeinschaftsrecht der 
Nacherhebung zu Lasten gutgläubiger Wirt­
schaftsteilnehmer entgegen, gegenüber de­
nen die Verwaltungsbehörden einer fehler­
haften Verwaltungspraxis gefolgt sind, ob­
wohl die Modalitäten dieser Nacherhebung 
sich nach innerstaatlichem Recht richten 
und dieses die Abgabenpflichtigen in einem 
solchen Fall nicht schützt? 

19. Der Grundsatz des Vertrauensschutzes, 
der auf dem allgemeineren Grundsatz der 
Rechtssicherheit aufbaut, ist, wie Ihr Urteil 
Töpfer vom 3. Mai 1978 1 1 festgestellt hat, 
unbestreitbar „Bestandteil der Gemein­
schaftsrechtsordnung". Das Bestreben, ein 
Gleichgewicht zwischen den Erfordernissen 
der Rechtmäßigkeit der Verwaltung und 
den Anforderungen der Billigkeit herzustel­
len, wird mit unterschiedlichen Akzenten in 
Ihrer Rechtsprechung sichtbar. Sieht man 
den Grundsatz des Vertrauensschutzes als 
besonderen Ausdruck dieser Bemühung, so 
läßt sich feststellen, daß er zunächst in 
Rechtssachen entwickelt wurde, die die Tä­
tigkeit und insbesondere die rechtsetzende 
Tätigkeit der eigentlichen Gemeinschaftsor­
gane betrafen. Unter anderem haben Sie so 
etwa festgestellt, daß das Fehlen von Über­
gangsmaßnahmen zum Schutze des berech­
tigten Vertrauens der betroffenen Unterneh­
mer in einer Gemeinschaftsverordnung die 

9 — Randnr. 16. 
10 — Vorlagebeschluß des Tribunale Venedig, Absatz 5. 11 — Rechtssache 112/77, Slg. 1978, 1019. 
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Haftung der Gemeinschaft begründen 12 und 
sogar zur Unwirksamkeit dieser Verord­
nung führen könne 13, falls nicht ein zwin­
gendes öffentliches Interesse entgegenstehe. 

20. Heute allerdings haben wir weniger die 
Auswirkungen des Grundsatzes des Ver­
trauensschutzes in der Gemeinschaftsrechts­
ordnung als vielmehr die Beziehungen die­
ses Grundsatzes zu den innerstaatlichen 
Rechtsordnungen zu prüfen. Genau in die­
sem Bereich sind die Fragen angesiedelt, die 
Ihnen gestellt wurden. Zur Stützung ihrer 
These, wonach der Grundsatz des Vertrau­
ensschutzes der Nacherhebung gemein­
schaftsrechtlicher Abschöpfungen entgegen­
stehe, obwohl sich diese nach den Modalitä­
ten eines innerstaatlichen Rechts vollziehe, 
das einen solchen Schutz nicht kenne, haben 
sich die im Ausgangsverfahren klagenden 
Wirtschaftsteilnehmer insbesondere auf Ihr 
Urteil Ferwerda vom 5. März 1980 1 4 beru­
fen. Dieses Urteil erging auf Vorlagefragen 
in Rechtsstreitigkeiten im Zusammenhang 
mit der Rückforderung von Ausfuhrerstat­
tungen, die infolge der fehlerhaften Anwen­
dung einer Gemeinschaftsverordnung zu 
Unrecht festgesetzt und gezahlt worden wa­
ren, und damit auf eine Situation, die mit 
der Ihnen augenblicklich zur Beurteilung 
vorliegenden einige Ähnlichkeit aufweist. 
Die Kläger des Ausgangsverfahrens bezie­
hen sich auf die in diesem Urteil getroffene 
Feststellung, daß 

„es beim gegenwärtigen Stand des Gemein­
schaftsrechts nicht gegen einen allgemeinen 
Grundsatz dieses Rechts verstößt, wenn ein 
dem nationalen Recht entnommener Grund­
satz der Rechtssicherheit angewandt wird, 
wonach finanzielle Vorteile, die einem 
Wirtschaftsteilnehmer zu Unrecht gewährt 

wurden, nicht wieder eingezogen werden 
können, wenn der begangene Irrtum nicht 
auf unrichtige Angaben des Begünstigten 
zurückzuführen ist oder wenn dieser Irrtum 
trotz unrichtiger, aber in gutem Glauben 
gemachter Angaben leicht vermieden wer­
den konnte" 15. 

Auch ein Verstoß gegen eine besondere ge­
meinschaftsrechtliche Bestimmung für den 
streitigen Bereich wurde im entschiedenen 
Fall verneint 16. Ähnliche Erwägungen haben 
Sie in Ihrem Urteil vom 21. September 
1983, Deutsche Milchkontor GmbH 17, ge­
leitet. In diesem Fall, in dem es um zu Un­
recht gezahlte Beihilfen für Magermilchpul­
ver ging, haben Sie festgestellt, daß 

„die Grundsätze des Vertrauensschutzes 
und der Rechtssicherheit Bestandteil der 
Rechtsordnung der Gemeinschaft sind" 

und daß 

„es [daher] nicht als dieser Rechtsordnung 
widersprechend angesehen werden [kann], 
wenn nationales Recht in einem Bereich wie 
dem der Rückforderung von zu Unrecht ge­
zahlten Gemeinschaftsbeihilfen berechtigtes 
Vertrauen und Rechtssicherheit schützt" 18. 

21. Genügt diese Rechtsprechung, um uns 
davon zu überzeugen, daß die betroffenen 
Wirtschaftsteilnehmer mit ihrer These Recht 
haben? Ich glaube es nicht. Abgesehen von 
einigen Ähnlichkeiten zwischen der in den 
beiden Urteilen behandelten Rechtslage ei­
nerseits und der Rechtslage in der vorlie­
genden Rechtssache andererseits scheint 

12 — Uneil vom 14. Mai 1975 in der Rechtssache 74/75, 
CNTA/Kommission, Slg. 1975, 533. 

13 — Rechtssache 112/77, a. a. O., und Urteil vom 16. Mai 
1979 in der Rechtssache 84/78, Tomadini, Slg. 1979, 1801. 

14 — Rechtssache 265/78, Slg. 1980, 617. 

15 — Randnr. 17. 
16 — Randnrn. 14, 18 und 21. 
17 — Verbundene Rechtssachen 205 bis 215/82, Slg. 1983, 2633. 
18 — Randnr. 30. 
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mir, daß die dort gefundenen Lösungen 
nicht einfach übertragen werden können. 

22. Es handelt sich gewiß in beiden Fällen 
um Rechtsstreitigkeiten um die Rückforde­
rung zu Unrecht gezahlter Gemeinschafts­
beihilfen oder die Nacherhebung zu niedrig 
festgesetzter Gemeinschaftsabgaben, die 
nach den durch innerstaatliches Recht fest­
gelegten Modalitäten geltend gemacht wird. 
Eindeutig äußern sich aber Ihre Urteile zu 
der Frage, ob es dem Gemeinschaftsrecht 
zuwiderläuft, wenn nach diesem nationalen 
Recht Grundsätze der Rechtssicherheit und 
des Vertrauensschutzes ins Spiel gebracht 
werden, die die Rückforderung gegenüber 
gutgläubigen Wirtschaftsteilnehmern verhin­
dern. Heute dagegen stellt man Ihnen die 
Frage, ob das Gemeinschaftsrecht die Be­
hörden der Mitgliedstaaten, die die Agrar-
abschöpfungen nach — durch ein nationales 
Recht, das den Grundsatz des Vertrauens­
schutzes nicht kennt — geregelten Modali­
täten zu erheben haben, verpflichtet, von 
der Nacherhebung zu Lasten gutgläubiger 
Wirtschaftsteilnehmer abzusehen. 

23. In Ihren Urteilen heißt es, daß das Ge­
meinschaftsrecht unter gewissen Vorausset­
zungen dem Schutz der Rechtssicherheit 
und des berechtigten Vertrauens durch ein 
im Einzelfall anzuwendendes nationales 
Recht nicht entgegensteht. Ich bin nicht der 
Meinung, daß sich hieraus unmittelbar ab­
leiten läßt, daß das Gemeinschaftsrecht 
Rechtssicherheit und berechtigtes Vertrauen 
schützt, auch wenn das im Einzelfall anzu­
wendende nationale Recht einen solchen 
Schutz nicht vorsieht. 

24. Ihre Urteile haben sich mit dem Pro­
blem etwaiger gemeinschaftsrechtlicher 

Sperren für eine Billigkeitsregelung in natio­
nalen Rechten auseinandergesetzt. Es läßt 
sich nicht sagen, daß deren Wendungen auf 
den ersten Blick geeignet wären, das Pro­
blem der Auswirkung der vom Gemein­
schaftsrecht anerkannten Billigkeit auf na­
tionale Rechte zu lösen, die diese selbst 
nicht kennen. 

25. Generalanwalt VerLoren Van Themaat 
hat übrigens in seinen Schlußanträgen in 
der Rechtssache Deutsche Milchkontor 
GmbH 19 auf den Unterschied zwischen die­
sen Problemen aufmerksam gemacht. Nach 
Hinweis auf die im Urteil Ferwerda aufge­
stellten Grundsätze hat er dort ausgeführt: 

„Zu der Frage, ob eine unbillig harte natio­
nale Durchführungspraxis außer an nationa­
len allgemeinen Rechtsgrundsätzen auch an 
anderen allgemeinen Rechtsgrundsätzen des 
Gemeinschaftsrechts scheitern kann ..., habe 
ich noch keine Rechtsprechung gefunden. 
[Diese Frage wird] nur dann vorkommen 
können, wenn allgemeine Rechtsgrundsätze 
des betreffenden nationalen Rechts keinen 
ausreichenden Rechtsschutz bieten"20. 

26. Dieses Zitat beleuchtet die Eigenart des 
Ihnen vorliegenden Problems recht gut. Es 
handelt sich im Grunde um die Frage, ob — 
anders als bei einer Situation, in der dem 
nationalen Recht möglicherweise die gegen­
läufigen und unmittelbar wirkenden Bestim­
mungen einer Richtlinie entgegenstehen 
können — den nationalen, die Erhebung 
von Agrarabschöpfungen regelnden Vor­
schriften, soweit sie das berechtigte Ver­
trauen der Wirtschaftsteilnehmer nicht 
schützen, ein Grundsatz des Gemeinschafts-

19 — Verbundene Rechtssachen 205 bis 215/82, a. a. O., 
S. 2674. 

20 — S. 2675. 
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rechts entgegenstehen kann, der einen sol­
chen Schutz vorsieht. 

27. Offensichtlich behandelt aber Ihre vor­
erwähnte Rechtsprechung dieses Problem 
nicht; es reicht mithin nicht aus, sie zu über­
tragen, um es im Zusammenhang dieser 
Rechtssache zu lösen. Sie müssen daher mit 
der Untersuchung neu beginnen. 

28. Bei diesem Stand der Prüfung der Fra­
gen des Tribunale Venedig ist eine Richtig­
stellung am Platz, was die in der mündli­
chen Verhandlung Generalanwältin Rozès 
und Generalanwalt Reischl zugeschriebene 
Position angeht. Es scheint mir nämlich 
nicht ganz der wahren Lage zu entsprechen, 
wenn die betroffenen Wirtschaftsteilnehmer, 
die von diesen Generalanwälten in ihren 
Schlußanträgen in bestimmten Rechtssachen 
geäußerte Meinung für ihre eigene These in 
Anspruch nehmen. In seinen Schlußanträgen 
in der Rechtssache Salumi I hatte General­
anwalt Reischl, nachdem er die Frage auf­
geworfen hatte, ob 

„die Nacherhebung... nicht durch den 
Grundsatz des Vertrauensschutzes, den alle 
mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen ken­
nen, ausgeschlossen wird," 

geantwortet, wenn diese Erhebung nicht 
schon aus anderen, mit den Klagevorausset­
zungen oder den Fristen zusammenhängen­
den Gründen ausgeschlossen sei, müßten 

„die nationalen Gerichte auf den Schutz des 
berechtigten Vertrauens zurückgreifen kön­
nen, wenn die Erhebung zu niedriger Abga­
ben zum Beispiel auf den von den zuständi­

gen Behörden erteilten Auskünften... oder 
auf einem für den gutgläubigen einzelnen 
nicht erkennbaren Irrtum der zuständigen 
Behörden beruht"21. 

Dieses Zitat läßt klar erkennen, daß für Ge­
neralanwalt Reischl die Nacherhebung an 
dem in der nationalen Rechtsordnung ver­
ankerten Vertrauensschutz scheitern kann. 
Er skizziert damit die Argumentation, die in 
den Urteilen Ferwerda und Deutsche Milch­
kontor GmbH weiter entwickelt werden 
wird. Demgegenüber ist nirgendwo von ei­
nem Hindernis für die Nacherhebung in 
Gestalt eines Vertrauensschutzes durch das 
Gemeinschaftsrecht die Rede. Generalan­
wältin Rozès hat für ihr Teil in den Schluß­
anträgen in der Rechtssache Salumi II zu 
der Entscheidung über die von der Verord­
nung Nr. 1697/79 nicht erfaßten, weil vor 
ihrem Inkrafttreten verwirklichten streitigen 
Sachverhalte ausgeführt, es stehe 

„den nationalen Gerichten frei, sich von den 
der Verordnung Nr. 1697/79 ... zugrunde­
liegenden Prinzipien leiten zu lassen, sofern 
deren Anwendung auf die bei ihnen anhän­
gigen Verfahren die Nacherhebung der Ge­
meinschaftsabgaben nicht praktisch unmög­
lich oder weniger wirksam machen würde 
als die Erhebung gleichartiger einzelstaatli­
cher Gebühren und Abgaben"22. 

Dieser Standpunkt unterscheidet sich von 
dem davor wiedergegebenen dadurch, daß 
er die Hindernisse für eine Nacherhebung, 
auf die sich die nationalen Gerichte stützen 
könnten, gemeinschaftsrechtlichen Grund­
sätzen entnimmt, die einer nicht unmittelbar 
auf die streitigen Sachverhalte anwendbaren 
Gemeinschaftsverordnung „zugrunde lie­
gen". Ich weise aber darauf hin, daß zwi­
schen der nach Auffassung des Generalan­
walts den nationalen Gerichten eröffneten 

21 — Verbundene Rechtssachen 66, 127 und 128/79, a. a. O., 
S. 1272 f. 

22 — Verbundene Rechtssachen 212 bis 217/80, a. a. O., 
S. 2757. 
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Möglichkeit, die Nacherhebung durch Be­
rufung auf diese Grundsätze zu verhindern, 
und der Verpflichtung zu ihrer Verhinde­
rung, die nach der These der Wirtschafts­
teilnehmer ein im Gemeinschaftsrecht veran­
kerter Grundsatz des Vertrauensschutzes 
mit sich bringen soll, ein bedeutender Un­
terschied besteht. 

29. Nach dieser Klarstellung ist nun ein Ar­
gument der Kommission zu prüfen, wonach 
Wirtschaftsteilnehmer, denen gegenüber es 
wegen eines Auslegungsfehlers der nationa­
len Behörden zu einer unrichtigen Anwen­
dung von Gemeinschaftsrecht gekommen 
ist, im Bereich des Gemeinschaftsrechts nie­
mals Vertrauensschutz beanspruchen könn­
ten. Dieses Argument stützt sich auf Ihr Ur­
teil vom 15. Dezember 1982, Maizena 23, 
bezüglich der Erstattungen bei der Erzeu­
gung von zu Stärke verarbeitetem Mais. 

30. Auf das Vorbringen eines Wirtschafts­
teilnehmers, der einen Verstoß gegen den 
Grundsatz des Vertrauensschutzes geltend 
machte, der sich aus der überraschenden 
Aufgabe einer langjährigen und von der 
Kommission niemals beanstandeten Praxis 
eines Mitgliedstaates ergebe, haben Sie ge­
antwortet, daß 

„eine gegen das Gemeinschaftsrecht versto­
ßende Praxis eines Mitgliedstaats niemals 
eine gemeinschaftsrechtlich geschützte 
Rechtsposition begründen [kann], und zwar 
auch dann nicht, wenn die Kommission es 
unterlassen hätte, die erforderlichen Maß­
nahmen zu ergreifen, um diesen Staat zu ei­
ner korrekten Anwendung der Gemein­
schaftsregelung zu veranlassen" 24. 

31. Diese Grundsatzformulierung gibt inso­
weit zu Überlegungen Anlaß, als es in dem 
Ihnen heute vorgetragenen Sachverhalt ge­
rade um eine fehlerhafte, von der Kommis­
sion nicht beanstandete Praxis eines Mit­
gliedstaats bei der Erhebung von Gemein­
schaftsabgaben geht. 

32. Ich möchte Ihnen jedoch nicht vorschla­
gen, bei den Aussagen des Urteils Maizena 
stehen zu bleiben, um a priori die Möglich­
keit einer Anwendung des gemeinschafts­
rechtlichen Grundsatzes des Vertrauens­
schutzes auszuschließen. Die Tragweite die­
ses Urteils muß nämlich, wie mir scheint, 
unter Berücksichtigung der Rechtsprechung 
bestimmt werden, mit der Sie die Geltung 
der Grundsätze der Rechtssicherheit und 
des Vertrauensschutzes innerhalb der Ge­
meinschaftsrechtsordnung bestätigt haben. 
Da es sich um Grundsätze handelt, die defi­
nitionsgemäß zugunsten eines Ausgleichs 
von Billigkeit und Rechtmäßigkeit den 
Schutz von Situationen anstreben, die streng 
juristisch gesehen rechtswidrig sind, muß 
man doch zögern, Ihr Urteil Maizena so zu 
verstehen, daß diesen Grundsätzen ein 
Großteil ihrer Wirkungen verloren ginge. 

33. Auf der Grundlage einer Gegenüberstel­
lung Ihrer Urteile Ferwerda und Deutsche 
Milchkontor GmbH einerseits und Ihres 
Urteils Maizena andererseits ließe sich si­
cherlich sagen, daß Ihre Rechtsprechung 
eine Verteilung der Rollen zwischen den in­
nerstaatlichen und gemeinschaftsrechtlichen 
Grundsätzen der Rechtssicherheit und des 
Vertrauensschutzes vornimmt. Die gemein­
schaftsrechtlichen Grundsätze würden dann 
zugunsten der Wirtschaftsteilnehmer An­
wendung finden, wenn die Tätigkeit der 
Gemeinschaftsorgane angesprochen ist, 
nicht aber, wenn es um die Durchführung 
von Gemeinschaftsregelungen durch die 
Mitgliedstaaten geht. Im letztgenannten Fall 
könnten sich die Wirtschaftsteilnehmer mit­
hin nicht auf das Gemeinschaftsrecht beru­
fen, könnten aber den vom nationalen 
Recht gebotenen Schutz der Rechtssicher-

23 — Rechtssache 5/82, Slg. 1982, 4601. 
24 — Randnr. 22. 
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heit und des berechtigten Vertrauens in An­
spruch nehmen, wennn bestimmte Voraus­
setzungen beachtet würden. 

34. Diese Betrachtungsweise würde, wie 
man sieht, dazu führen, der Ansicht der im 
Ausgangsverfahren klagenden Wirtschafts­
teilnehmer nicht zu folgen. Ich halte es je­
doch für fragwürdig, Erwägungen, die im 
wesentlichen auf dem Urteil Maizena beru­
hen, zur Grundlage einer so eindeutigen 
Unterscheidung zu machen. Man muß im 
übrigen darauf hinweisen, daß die Grund­
satzformel dieses Urteil bereits deswegen 
nuanciert werden muß, weil mit der Ver­
ordnung Nr. 1697/79 gemeinschaftsrechtli­
che Regeln bestehen, durch die gerade 
rechtliche Situationen geschützt werden sol­
len, von denen einige definitionsgemäß Er­
gebnis einer fehlerhaften Anwendung dieses 
Rechts durch die zuständigen Behörden 
sind. Dies relativiert die Auffassung, daß 
eine nach Gemeinschaftsrecht rechtswidrige 
Situation nie durch eine gemeinschaftsrecht­
liche Bestimmung geschützt werden könne. 

35. Aus diesen Grund scheint mir, daß das 
dem Urteil Maizena entnommene Argument 
nicht auf einer so sicheren rechtlichen Ana­
lyse beruht, daß damit die Erörterung, zu 
der die Fragen des Tribunale Venedig Anlaß 
geben, beendet wäre. Sie muß daher vertieft 
werden. 

36. An Gründen, die in der vorliegenden 
Rechtssache die Berücksichtigung von Bil­
ligkeitserwägungen als wünschenswert er­
scheinen lassen, herrscht kein Mangel. 

37. Wir wissen, daß die Kommission der 
von der italienischen Verwaltung geübten 
Praxis des günstigsten Satzes, die übrigens 

auch in anderen Mitgliedstaaten bestand 
und auf einer Anpassung an die Vorschrif­
ten über die Zölle beruhte, vor der Rechts­
sache Frecassetti nie erkennbar widerspro­
chen hat. Ganz im Gegenteil scheinen die 
Gemeinschaftsorgane insbesondere bei der 
Vorbereitung einer Richtlinie die Absicht 
geäußert zu haben, im Bereich der Gemein­
schaftsregelung für Agrarabschöpfungen die 
Anwendung des günstigsten Satzes festzule­
gen. Die Wirtschaftsteilnehmer haben inso­
weit auf mehrere vor dem Urteil Frecassetti 
veröffentlichte Vorentwürfe für Richtlinien 
hingewiesen, die diese Praxis als Regel ver­
ankerten. 

38. Berücksichtigt man die von Generalan­
walt Reischl in seinen Schlußanträgen in der 
Rechtssache Amylum 25 geäußerte Auffas­
sung, wonach in einem veröffentlichten 
Vorschlag 

„sowohl nach unserer wie auch nach der 
nationalen Rechtsprechung für die Frage 
des Vertrauensschutzes sicher ein relevantes 
Element zu erblicken ist"26, 

so kommt man nicht an der Feststellung 
vorbei, daß die Wirtschaftsteilnehmer, de­
nen die Praxis des günstigsten Satzes zugute 
kam, auf die Gültigkeit der sie betreffenden 
Erhebungen vertrauen durften. 

39. Schwierig zu begründen dürfte ferner 
die Annahme sein, daß Ihr Urteil vom 
15. Dezember 1971, Schleswig-Holsteini-
sche Hauptgenossenschaft27, das wie das 

25 — Urteil vom 30. September 1982 in der Rechtssache 108/81, 
Slg. 1982, 3107. 

26 — S. 3149. 
27 — Rechtssache 35/71, Slg. 1971, 1083. 
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spätere Urteil Frecassetti die Auslegung des 
Artikels 15 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
120/67 des Rates betraf, geeignet war, die 
Fehlerhaftigkeit dieser Praxis sichtbar zu 
machen und demzufolge das Vertrauen auf 
ihre Gültigkeit zu zerstören. 

40. In diesem Urteil haben Sie nämlich — 
wenn auch für eine besondere Gruppe von 
Waren — eine andere Begriffsbestimmung 
des Tages der Einfuhr zugrunde gelegt, als 
Sie sie 1976 auf allgemeinerer Ebene vertre­
ten sollten. Läßt man ihre Besonderheit bei­
seite, so konnte die erste Begriffsbestim­
mung als weniger unvereinbar mit der Pra­
xis des günstigsten Satzes erscheinen als die 
zweite. Auch wenn man nicht so weit geht 
zu sagen, daß sie die Wirtschaftsteilnehmer 
in ihrem Vertrauen bestärkte, muß man 
doch anerkennen, daß sie ihnen auch keinen 
Anlaß bot, das Vertrauen aufzugeben. 

41. Diese ersten Erwägungen führen mithin 
zu der Feststellung, daß vor dem Urteil Fre­
cassetti das Vertrauen der Wirtschaftsteil­
nehmer in die Gültigkeit der unter Anwen­
dung des günstigsten Satzes vorgenomme­
nen Erhebungen plausibel war. Das kann 
unter dem Blickwinkel unserer Bemühungen 
um Billigkeit nicht gleichgültig sein. 

42. Diese sollten auch einen Aspekt der 
Lage der Wirtschaftsteilnehmer berücksich­
tigen, den Ihre Rechtsprechung hervorzuhe­
ben sucht. 

43. In den Urteilen Ferwerda und Deutsche 
Milchkontor GmbH wird es als notwendig 
bezeichnet, den Grundsatz, wonach beim 
Fehlen gemeinschaftlicher Verfahrensregeln 
die Durchführung der Agrarpolitik durch 
die innerstaatlichen Verwaltungsbehörden 
sich nach den formellen und materiellen Be­
stimmungen ihres nationalen Rechts voll­
zieht, in Einklang zu bringen mit den 

„Erfordernissen der einheitlichen Anwen­
dung es Gemeinschaftsrechts..., um zu ver­
meiden, daß die Wirtschaftsteilnehmer un­
gleich behandelt werden"28. 

In Ihrem Urteil Ferwerda haben Sie festge­
stellt, daß diese einheitliche Anwendung 

„impliziert, daß keine Diskriminierung hin­
sichtlich der formellen und materiellen Vor­
aussetzungen vorgenommen werden darf, 
unter denen einerseits die Wirtschaftsteil­
nehmer gegen die ihnen auferlegten Ge­
meinschaftslasten vorgehen ... und unter de­
nen andererseits die Verwaltungen der Mit­
gliedstaaten, für Rechnung der Gemein­
schaft handelnd, die erwähnten Lasten erhe­
ben und gegebenenfalls die unrechtmäßig 
gewährten finanziellen Vorteile zurückver­
langen können"29. 

44. Das Ausgangsverfahren zeigt nun deut­
lich die Unterschiede, die sich aus der An­
wendung nationaler Rechtsvorschriften auf 
die Nacherhebung von Agrarabschöpfungen 
ergeben, je nachdem, ob diese den Vertrau­
ensschutz berücksichtigen oder nicht. 

45. Bei zu Unrecht gezahlten Gemein­
schaftsbeihilfen für Magermilchpulver haben 
Sie zwar festgestellt, daß diese Verweisung 
auf das nationale Recht dazu führen kann, 
daß 

die Voraussetzungen für die Rückforde­
rung ... sich in gewissem Umfang von einem 
Mitgliedstaat zum anderen unterscheiden", 

daß diese Unterschiede aber 

28 — Verbundene Rechtssachen 205 bis 215/82, a. a. O., 
Randnr. 17. 

29 — Rechtssache 265/78, a. a. O., Randnr. 8. 
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„beim gegenwärtigen Entwicklungsstand 
des Gemeinschaftsrechts unvermeidlich" 
sind 30. 

46. Im übrigen haben Sie deutlich gezeigt, 
wie Ungleichbehandlungen beseitigt werden 
können, indem Sie feststellten: 

„Sollte sich im übrigen herausstellen, daß 
Verschiedenartigkeiten der nationalen 
Rechtsvorschriften geeignet sind, die 
Gleichbehandlung der Wirtschaftsteilnehmer 
der verschiedenen Mitgliedstaaten zu ge­
fährden, ... so wäre es Aufgabe der zustän­
digen Gemeinschaftsorgane, die erforderli­
chen Bestimmungen zu erlassen, um diese 
Unterschiede auszuräumen" 31. 

47. Im Bereich der Nacherhebung von Ein­
gangs- oder Ausfuhrabgaben hat das zu­
ständige Gemeinschaftsorgan, der Rat, die 
Beseitigung dieser Unterschiede mit der 
Verordnung Nr. 1697/79 in Angriff genom­
men. Wir wissen aber, daß diese Verord­
nung nicht für Erhebungen vor ihrem In­
krafttreten gilt. Die Ungleichheiten, die ge­
rade dazu beigetragen haben, eine Gemein­
schaftsregelung als angezeigt erscheinen zu 
lassen, sind in der Verordnung nicht gere­
gelt worden, da diese nur für die Zukunft 
gilt. Das Erfordernis, die Verweisung auf 
nationales Recht und die Gleichbehandlung 
der Wirtschaftsteilnehmer der Gemeinschaft 
in Einklang zu bringen, wie es in Ihren Ur­
teilen nachdrücklich zum Ausdruck gelangt, 
ist daher im Bereich der Rechtsetzung für 
eine Reihe von Fällen nicht konkretisiert 
worden. Auch dies wiederum kann unter 
dem Blickwinkel der Bemühungen um Bil­
ligkeit nicht gleichgültig sein. 

48. Zu prüfen bleibt, ob diese Bemühungen 
in der vorliegenden Rechtssache positiven 

Ausdruck in einer Vorabentscheidung fin­
den können, die die These der Kläger bestä­
tigt. Aus mehreren Gründen halte ich dies 
nicht für möglich, und diese Gründe möchte 
ich Ihnen nunmehr darlegen. 

49. Ihre Rechtsprechung hat auf die Gren­
zen hingewiesen, die dem Vorabentschei-
dungsverfahren gezogen sind, soweit es um 
die Schaffung eines Ausgleichs für das Feh­
len einer Gemeinschaftsregelung zur Beseiti­
gung der Ungleichbehandlung bei der 
Nacherhebung von Gemeinschaftsabgaben 
geht. In den Urteilen Ferwerda und Sa­
lumi I haben Sie nämlich festgestellt, daß 
„wegen des zwangsläufig technischen und 
detaillierten Charakters" der Art von Rege­
lung, wie sie für die Nacherhebung von Ein­
gangs- oder Ausfuhrabschöpfungen durch 
die Verordnung 1697/79/EWG geschaffen 
wurde, 

„ihr Fehlen nur teilweise im Wege der rich­
terlichen Auslegung ausgeglichen werden" 
kann 32. 

50. Diese Feststellung dürfte durch eine 
vergleichende Betrachtung der Rechtsvor­
schriften der Mitgliedstaaten zur Frage der 
Nacherhebung unzureichender Abgaben be­
legt werden. Diese zeigt nämlich, daß die 
Fristen für die Berichtigung einer unzurei­
chenden Erhebung von Zöllen oder ver­
gleichbaren Abgaben von einem Mitglied­
staat zum anderen beträchtliche Unter­
schiede aufweisen, öffnet sich doch eine 
Schere zwischen einem Jahr und zehn Jah­
ren; von zehn untersuchten Mitgliedstaaten 
kennen sechs, hierunter Italien, eine Frist 
von wenigstens fünf Jahren. Was den Ver­
trauensschutz anbelangt, so ist er im Verei­
nigten Königreich, in Irland, in Spanien, in 
Portugal und in Italien unbekannt, während 
Belgien seinerseits das Fehlen eines solchen 
Schutzes durch eine Haftung der Finanz­
oder Zollbehörden ausgleicht, wenn der Be-

30 — Verbundene Rechtssachen 205 bis 215/82, a. a. O., 
Randnr. 21. 

31 — Randnr. 24. 
32 — Rechtssache 265/78, a. a. O., Randnr. 9, und verbundene 

Rechtssachen 66, 127 und 128/79, a. a. O., Randnr. 16. 
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rechnungsfehler auf ihr Versehen zurückzu­
führen ist. 

51. Angesichts dieser Unterschiede der na­
tionalen Rechte läßt sich kaum sagen, daß 
die Aufstellung eines gemeinschaftsrechtli­
chen Grundsatzes, der die Berichtigung der 
Festsetzung einer Agrarabschöpfung nach 
Ablauf einer einheitlichen Frist oder auch 
innerhalb dieser Frist bei gutem Glauben des 
Abgabenpflichtigen ausschließt, von „allge­
meinen Rechtsgrundsätzen, die den Rechts­
ordnungen der Mitgliedstaaten gemeinsam 
sind" oder auch von „allgemein anerkann­
ten Rechtsgrundsätzen" dieser Rechtsord­
nungen inspiriert ist, Begriffe, die Sie in frü­
heren Urteilen verwendet haben 33. 

52. Läßt sich angesichts dieser Schwierig­
keiten sagen, daß die Substanz dieses 
Grundsatzes in der Verordnung Nr. 
1697/79 als einer seiner Ausprägungen er­
kennbar ist, wobei der Inhalt dieses Grund­
satzes dann durch bestimmte, ausdrückliche 
Bestimmungen dieser Verordnung geprägt 
würde? Bejahendenfalls wäre der — not­
wendigerweise vor dem Inkrafttreten der 
Verordnung liegende — Zeitpunkt, von 
dem an der Grundsatz Rechtsgeltung hätte, 
zu bestimmen und mithin eine Rückwirkung 
von Regeln anzuerkennen, denen Sie im 
formellen Rahmen der Verordnung selbst 
eine Rückwirkung nicht zugestanden ha­
ben 34. 

53. Ich muß gestehen, daß keiner der bei­
den skizzierten Wege mir vom Gefüge der 
Gemeinschaftsrechtsordnung her gesehen 
zwingend erscheint, zumal es zu Unter­

schieden in den Nacherhebungsverfahren 
der Behörden bestimmter Mitgliedstaaten 
führen würde, wenn von der Rechtspre­
chung ein Grundsatz aufgestellt würde, der 
sich notwendig auf Gemeinschaftsabgaben 
(im weiten Sinne) beschränken müßte. Diese 
nationalen Behörden wären nämlich ver­
pflichtet, den Vertrauensschutz bei gemein­
schaftsrechtlichen Abgabenerhebungen zu 
berücksichtigen, während sie ihn bei inner­
staatlichen Erhebungen außer acht lassen 
könnten. Es scheint mir nicht wünschens­
wert, daß Ihre Rechtsprechung zu solchen 
Folgen für das Rechts- und Verwaltungswe­
sen der Mitgliedstaaten führt, zumal es um 
in der Vergangenheit liegende wirtschaftli­
che Vorgänge geht. Eine Gemeinschaftsre­
gelung kann — im Grundsatz freilich nur 
für die Zukunft •—• vergleichbare Folgen 
auslösen, doch ist das Rechtsetzungsverfah­
ren eher für die Bewältigung der soeben 
dargestellten Probleme geeignet als eine 
richterliche Auslegung, die wegen ihrer Gel­
tung für die Vergangenheit schwer meßbare 
Auswirkungen haben kann, wie das Urteil 
Frecassetti zeigt. 

54. Letzten Endes ist die von den betroffe­
nen Wirtschaftsteilnehmern empfohlene 
Ausweitung der in den Urteilen Ferwerda, 
Salumi I und Deutsche Milchkontor GmbH 
zum Ausdruck gekommene Auffassung mit 
Unwägbarkeiten verbunden. Dort haben Sie 
zunächst den Grundsatz aufgestellt, daß bei 
Fehlen einer Gemeinschaftsregelung über 
die Nacherhhebung zu niedrig festgesetzter 
Abgaben oder die Rückzahlung zu Unrecht 
gezahlter Beihilfen nationales Recht gilt; so­
dann haben Sie jedoch darauf hingewiesen, 
daß die Anwendung dieses Rechts zwei Ein­
schränkungen unterliegt: Sie darf die Trag­
weite und die Wirksamkeit des Gemein­
schaftsrechts nicht beeinträchtigen und muß 
im Vergleich zu Verfahren gleicher, aber 
rein innerstaatlicher Art ohne Diskriminie­
rung erfolgen. Obwohl Sie also, wie ich be­
reits dargestellt habe, auf die ungleiche Be­
handlung aufgrund der Unterschiedlichkeit 

33 — Vgl. Boulouis, J., und Chevallier, R. M.: Grands arrêts de 
la Cour de justice des Communautés européennest Paris, Dal-
loz, 4. Aufl. 1987, Band 1, Nrn. 15 und 16. 

34 — Verbundene Rechtssachen 212 bis 217/80, a. a. O. 
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der nationalen Rechte hingewiesen haben 
und obwohl in jeder der Rechtssachen die 
Notwendigkeit eines Vertrauensschutzes 
geltend gemacht worden war, haben Sie 
diesen beiden Einschränkungen keine dritte 
hinzugefügt, die aus dieser Notwendigkeit 
abgeleitet gewesen wäre. Die Gründe, die 
für eine solche Zurückhaltung sprechen, be­
stehen auch heute noch, und ich glaube da­
her nicht, daß Sie Ihre Haltung ändern soll­
ten. 

55. Es ist gewiß sehr zu bedauern, daß die 
Kläger des Ausgangsverfahrens in einer 
Lage bleiben, die um so unbilliger ist, als die 
Behörden anderer Mitgliedstaaten, die vor 
dem Erlaß des Urteils Frecassetti den gün­
stigsten Satz angewandt haben, in der Folge 
keine Nacherhebungen vorgenommen ha­
ben. Um aber hier Abhilfe zu schaffen, gab 
es hinlänglich bekannte rechtliche Verfah­
ren. Sie sind aber nicht genutzt worden. 

56. Zu den Auswirkungen richterlicher Aus­
legung haben Sie in Ihrem Urteil Salumi I 
hervorgehoben, daß sich der Gerichtshof 

„ausnahmsweise aufgrund des der Gemein­
schaftsrechtsordnung innewohnenden allge­
meinen Grundsatzes der Rechtssicherheit 
veranlaßt sehen [kann], in Anbetracht der 
erheblichen Schwierigkeiten, die sein Urteil 
bei in gutem Glauben begründeten Rechts­
verhältnissen für die Vergangenheit hervor­
rufen könnte, mit Wirkung für alle Betrof­
fenen die Möglichkeit einzuschränken, sich 
auf diese Auslegung der Vorschrift mit dem 
Ziel zu berufen, eine erneute Sachentschei­
dung über diese Rechtsverhältnisse herbei­
zuführen" 35. 

Eine solche Einschränkung muß jedoch 

„in dem Urteil selbst enthalten sein, durch 
das über das Auslegungsersuchen entschie­
den wird"36. 

57. Aus dem Wortlaut des Urteils Frecas­
setti selbst, der die Auswirkungen der vor­
genommenen Auslegung in keiner Weise 
einschränkt, ergibt sich, daß der Grundsatz 
der Rechtssicherheit Ihnen in diesem Fall 
eine solche Einschränkung nicht zu recht­
fertigen schien. In dieser Rechtssache 
scheint Ihre Aufmerksamkeit nicht beson­
ders auf ein Risiko schwerwiegender Unzu­
träglichkeiten im Gefolge der von Ihnen 
schließlich vorgenommenen Auslegung ge­
lenkt worden zu sein. 

58. Wie Sie im übrigen zum zeitlichen Gel­
tungsbereich der Gemeinschaftsregelung in 
Ihrem Urteil Amylum festgestellt haben, 

„verbietet es zwar im allgemeinen der 
Grundsatz der Rechtssicherheit, den Beginn 
der Geltungsdauer eines Rechtsaktes der 
Gemeinschaft auf einen Zeitpunkt vor des­
sen Veröffentlichung zu legen; dies kann 
aber ausnahmsweise anders sein, wenn das 
angestrebte Ziel es verlangt und das berech­
tigte Vertrauen der Betroffenen gebührend 
beachtet ist"37. 

Dem Urteil Salumi II zufolge hat die Ver­
ordnung Nr. 1697/79 keine Rückwirkung. 
Das bedeutet also, daß der Gemeinschafts­
gesetzgeber nicht der Auffassung war, daß 
die Lage der Wirtschaftsteilnehmer, von de­
nen vor Erlaß dieser Verordnung Abschöp­
fungen erhoben worden waren, es rechtfer­
tige, ihr ausnahmsweise rückwirkende Kraft 
beizulegen. 

35 — Verbundene Rechtssachen 66, 127 und 128/79, a. a. O., 
Randnr. 10. 

36 — Randnr. 11. 
37 — Rechtssache 108/81, a. a. O., Randnr. 4. 
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59. Der Schutz der Rechtssicherheit und 
des berechtigten Vertrauens, auf den sich 
die betroffenen Wirtschaftsteilnehmer beru­
fen haben, ist mithin nicht in einem der 
rechtlichen Verfahren, die nach Ihrer 
Rechtsprechung insoweit in Betracht kom­
men, sichergestellt worden. Das rechtfertigt 
es nach meiner Ansicht nicht, sich heute ei­
nes Verfahrens zu bedienen, das wesentlich 
unsicherer ist. 

60. Ich weiß nicht, ob angesichts der Unbil­
ligkeiten, die die vorliegende Rechtssache 
erkennen läßt, auf Initiative der zuständigen 
Gemeinschaftsorgane noch eine Lösung 
praktischer Art gefunden werden kann. 

Wenn eine solche Möglichkeit besteht, dann 
sollte sie genutzt werden. 

61. Was aber die gemeinschaftsrechtliche 
Legalität anlangt, so bin ich aufgrund der 
vorangegangenen Erwägung der Auffas­
sung, daß man ihr unmöglich einen Sinn ge­
ben kann, den sie nicht hat. Mit Boulouis 
bin ich der Meinung, daß sie die mit der 
Anwendung der Gemeinschaftsregeln befaß­
ten Verwaltungsbehörden nicht unbegrenzt 
— dank einer zu großen Formbarkeit — ge­
gen die insbesondere finanziellen Auswir­
kungen eines unrechtmäßigen Gebrauchs ih­
rer Befugnisse sichern kann. Das liefe auf 
eine „Verwechslung von Legalität und Haf­
tung"38 hinaus. 

62. Ich schlage Ihnen daher vor, für Recht zu erkennen: 

„Die Grundsätze der Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes, die in der Ge­
meinschaftsrechtsordnung verankert sind und ihren Ausdruck im Bereich der 
Agrarabschöpfungen durch die Verordnung Nr. 1697/79 des Rates vom 24. Juli 
1979 gefunden haben, schließen es, soweit es sich um vor dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung festgesetzte und somit gemäß den Bestimmungen der nationalen 
Rechtsordnungen erhobene Abschöpfungen handelt, nicht aus, daß die Verwal­
tungsbehörden eines Mitgliedstaats nach ihrem nationalen Recht die Abschöpfung 
in voller Höhe von Wirtschaftsteilnehmern erheben, die ursprünglich infolge einer 
fehlerhaften Auslegung der gemeinschaftsrechtlichen Festsetzungsregeln durch die 
Verwaltung gutgläubig in den Genuß einer zu niedrigen Festsetzung des zu zah­
lenden Betrags gekommen waren." 

38 — „Quelques observations à propos de le sécurité juridique", 
in „Du droit international au droit de l'integration", Liber 
amicorum Pierre Pescatore, Baden-Baden, Nomos Verlags­
gesellschaft, S. 57 und 58. 
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